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BFH: Anderung der , Car-Garantie” Rechtsprechung

Sachverhalt

Der Verkaufer betrieb eine Reparaturwerkstatt und einen Handel mit KFZ. Beim Verkauf von
KFZ bot er seinen Kunden den Abschluss einer Garantievereinbarung an. Die Kaufer hatten
gemal den Garantiebedingungen die Wahl, im Schadensfall die Reparatur entweder durch
den Verkaufer oder durch eine andere Werkstatt durchfihren zu lassen. Bei
Inanspruchnahme einer Fremdwerkstatt hatte der Kdufer gegenlber der Versicherung
einen Anspruch auf Erstattung der Kosten. Fir den Fall seiner eigenen Inanspruchnahme
hatte der Verkaufer bei derselben Versicherung eine Riuckversicherung abgeschlossen.

Das Finanzamt sah im Anschluss an eine AulRenprufung in der Garantiezusage eine
unselbststandige Nebenleistung zur Fahrzeuglieferung und unterwarf die Einnahmen als
Entgelte der Umsatzsteuer.

Das Finanzgericht gab der Klage statt. Es entschied, die von den Fahrzeugkaufern gezahlten
Entgelte fur die Garantie seien umsatzsteuerfrei.

Entscheidung

Nach Auffassung des BFH ist eine Garantiezusage eines Autoverkaufers, durch die der
Kaufer gegen Entgelt nach seiner Wahl einen Reparaturanspruch gegentiber dem KFZ-
Verkaufer oder einen Reparaturkostenersatzanspruch gegentber einem Versicherer erhalt,
steuerpflichtig (Anderung der Rechtsprechung zum BFH-Urteil vom 16.01.2003, V R 16/02).

Der BFH stellt zunachst - wie bereits in friheren ,Car-Garantie” Urteilen - fest, dass die
entgeltliche Garantieleistung des Autoverkaufers keine unselbststandige Nebenleistung zur
Fahrzeuglieferung, sondern eine eigenstandige Leistung ist.

Anders als das FG ging der BFH vorliegend jedoch davon aus, dass es sich bei der
Garantiezusage umsatzsteuerrechtlich um eine einheitliche sonstige Leistung eigener Art
gemald § 3 Abs. 9 UStG handelt und nicht um zwei selbststandige Leistungen. Die als
Wahlrecht des Kaufers ausgestaltete Verpflichtung zur Eigenreparatur und die Verschaffung
des Versicherungsschutzes sind nach Ansicht des BFH so eng miteinander verbunden, dass
ihre Aufspaltung wirklichkeitsfremd ware. Die Garantiezusage stellt sich aus der Sicht des
Durchschnittsverbrauchers als eine einheitliche untrennbare Leistung dar, flr die der
Kunde einen einheitlichen Preis zu zahlen hat. Letztlich umfasst die Garantie als einheitliche
Leistung die Einstandspflicht des Verkaufers im Hinblick auf die Funktionsfahigkeit
bestimmter Bauteile fir die vereinbarte Laufzeit. Der Kunde schuldet fir dieses
Versprechen ein Entgelt.

Entgegen seiner bisherigen Rechtsprechung ist diese Garantiezusage - mangels Eingreifens
einer Steuerbefreiungsvorschrift - nicht steuerfrei. Bisher ist der BFH davon ausgegangen,
dass die Garantiezusage als umsatzsteuerbare Leistung "jedenfalls nach § 4 Nr. 8 Buchst. g
UStG und/oder nach § 4 Nr. 10 Buchst. b UStG" steuerfrei sei. An dieser Auffassung halt das
oberste Finanzgericht nicht mehr fest.

Eine Steuerfreiheit nach § 4 Nr. 8 Buchst. g UStG, die der BFH noch in seinem Urteil von
2003 angenommen hatte, kommt vor dem Hintergrund des zwischenzeitlich ergangenen
Urteils des EuGH (C-455/05 Velvet & Steel Immobilien) nicht mehr in Betracht. Hier hatte der
EuGH entschieden, dass die Steuerbefreiungsvorschrift nur auf Finanzdienstleistungen im
engeren Sinn anzuwenden ist. Im vorliegenden Streitfall hat sich der KFZ-Verkaufer im
Rahmen der Garantiebedingungen zur DurchfUhrung einer Reparatur im Falle des
Schadenseintritts und nicht zu einer Schadensersatzleistung in Geld verpflichtet. Danach hat
der Kdufer/Garantienehmer einen Anspruch gegen den Verkaufer, dass er die
entsprechenden Reparaturarbeiten durchfihrt, also Naturalrestitution leistet. Bei diesem
Anspruch handelt es sich nicht um eine Finanzdienstleistung.



Auch die Verschaffung von Versicherungsschutz gemaf § 4 Nr. 10 Buchst. b UStG scheidet
nach Ansicht des BFH bei der vorliegenden Garantiezusage aus, weil nicht die Verschaffung
von Versicherungsschutz, sondern die eigene Einstandspflicht des Verkaufers das
dominierende Element der abgegebenen Garantie ist.

Entscheidend war hierfir, dass aus Sicht des Kunden (Durchschnittsverbrauchers) das
Versprechen der Einstandspflicht des Handlers der Gesamtleistung das Geprage gab. Die
umfassende Einstandspflicht des Handlers, bei dem das KFZ gekauft wurde, macht das
Wesen und die Bedeutung der Garantiezusage aus, weil zu diesem Handler ein
Vertrauensverhdltnis besteht, das eine unkomplizierte Abwicklung des evtl. Schadensfalls
verspricht. Das ist der Kern der Leistung des KFZ-Verkaufers im Rahmen der
Garantiezusage. Dass diese Garantie ,versichert" ist, mag zwar aus Sicht der Kunden diese
Garantie besonders werthaltig erscheinen lassen, weil sie durch eine Versicherung
abgedeckt ist. Daraus folgt aber nicht, dass das Garantieversprechen des Klagers dadurch
gepragt wird, dass dem Kunden ein Versicherungsschutz verschafft wird.

Stellungnahme

Die Entscheidung durfte insbesondere fir die Automobilbranche von Bedeutung sein. Sehr
haufig werden zusatzlich zum PKW-Verkauf ,Handlergarantien” oder ,Service und Repair”
Pakete verkauft. Die umsatzsteuerliche Einordnung dieser Zusatzleistungen war und ist -
insbesondere vor dem Hintergrund der unterschiedlichsten Auspragungen der
Garantiebedingungen - umstritten und kann oftmals nur im Wege einer verbindlichen
Auskunft geklart werden.

Geklart durfte nach dem vorliegenden Urteil des BFH sein, dass

® Garantiezusagen stets selbstandige Leistungen sind und keine Nebenleistungen zum
PKW-Verkauf;

® inden Fallen, in denen im Rahmen der Garantiebedingungen Handlergarantie und
Versicherungsschutz kombiniert sind, die Leistung eine einheitliche sonstige Leistung
darstellt, die regelmaRig steuerpflichtig ist.

Der BFH hat jedoch die Steuerbefreiungsvorschrift des 8 4 Nr. 10 Buchst. b UStG nicht
ganzlich ausgeschlossen. Es kommt vielmehr auf den Einzelfall und die konkrete
Ausgestaltung der Garantiebedingungen an. Im Entscheidungsfall trat ein (steuerfreier)
Versicherungsschutz gegentiber dem (steuerpflichtigen) Versprechen des Handlers, fur
bestimmte, evtl. eintretende Schaden einzustehen, nach Ansicht des Gerichts zurtck.

In Fallen jedoch, in denen z.B. die Garantiebedingungen vorsehen, dass Anspriiche aus der
versicherten Handlergarantie vom PKW-Kaufer stets und nicht nur bei der Reparatur durch
eine Fremdwerkstatt "ausschlieBlich und unmittelbar" gegentber der
Versicherungsgesellschaft geltend gemacht werden mussen, durfte jedoch eine
Steuerfreiheit nach § 4 Nr. 10 Buchst. b UStG gemal? der Argumentation des Gerichts
weiterhin in Frage kommen. Denn in diesen Fallen durfte dem ,Durchschittsverbraucher”
klar sein, dass der Verkaufer selbst nicht fir Schaden einstehen will, sondern im
Schadensfall stets und ausschlielich der Versicherungsschutz greifen soll. Die Versicherung
durfte in diesen Fallen die Einstandspflicht des Verkaufers tberlagern.

Vorinstanz
FG Baden-Wurttemberg, Urteil vom 21.09.2005, 2 K 109/03.

Fundstelle
BFH-Urteil vom 10.02.2010, XI R 49/07.


http://www.fg-baden-wuerttemberg.de/servlet/PB/menu/1203748/index.html?ROOT=1149223
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&sid=e4c80bcfec1be6c147a955c79d82ca0e&nr=21071&pos=0&anz=1

www.deloitte-tax-news.de

Diese Mandanteninformation enthalt ausschlief3lich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umstanden eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
fur wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine personliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon stitzen,
handelt dieser ausschliel3lich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH Gbernimmt keinerlei Garantie oder
Gewabhrleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise fur den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine personliche Beratung
einzuholen.

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.



	BFH: Änderung der „Car-Garantie“ Rechtsprechung
	Sachverhalt
	Entscheidung
	Stellungnahme
	Vorinstanz
	Fundstelle


